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1 Projektgrundlagen 
 

 

1.1 Projektbeschreibung 

 

Ausgangslage 
 
Die Städte und Gemeinden bzw. Gemeindeverbände verfügen über lokale Verarbeitungen der 

Personenstandsdaten mit unterschiedlichster Technik. Die Mitteilungen zwischen den Behör-

den erfolgen jedoch nach wie vor in Papierform. Bis zu einer Million Poststücke jährlich sind 

notwendig, um die Evidenzen auf dem aktuellen Stand zu halten und die verschiedenen, ge-

setzlich auferlegten Mitteilungspflichten zu erfüllen (z.B.: Militärbehörden, Sozialversicherun-

gen).  

 

Für Bürger ist es darüber hinaus derzeit noch notwendig, etwa im Fall einer Eheschließung, bis 

zu drei Personenstandbehörden zu kontaktieren. Der Umstieg vom papiergeführten auf ein 

elektronisches Register stellt sich insgesamt als unumgängliche Notwendigkeit dar.  

Bereits im Jahr 2005 hat der Städtebund auf dem Städtetag in einer Resolution vom Bund die 

Errichtung eines zentralen Personenstandsregisters eingefordert. 

 

Mit dem Vortrag an den Ministerrat vom 11. Mai 2010 (MR 60/32) beschloss die Bundesregie-

rung, dass das Bundesministerium für Inneres die Voraussetzungen für eine Umsetzung eines 

zentralen Personenstandsregisters in Kooperation mit den Ländern und Kommunalverbänden 

schaffen wird. Dabei wurde als Ziel die Erstellung eines umsetzungsreifen Konzepts bis zum 

Halbjahr 2011 und eine zügige Umsetzung nach Klärung der Finanzierung formuliert. 

 

Noch im Jahre 2010 wurden in zwei Sitzungen von Vertretern des Städte- und Gemeindebun-

des, der Länder, des Bundeskanzleramtes und des Bundesministeriums für Inneres die Eck-

punkte eines solchen Registers festgemacht. Überdies wurde es als notwendig erachtet, dass 

das Vorhaben in weiterer Folge professionell begleitet würde. Das Bundesministerium für Inne-

res hat daher die Firma Repuco mit dieser Aufgabe betraut, die in der Lage war Moderatoren 

zur Verfügung zu stellen, die über ausgezeichnete Erfahrungen mit Projekten in der österrei-

chischen Behördenlandschaft verfügten.  

 

Aufgabe war es, im Sinne des genannten Ministerratvortrages ein umsetzungsreifes Konzept, 

ein „Big Picture“, zu erstellen, das in weiterer Folge in einen konkreten Projektauftrag münden 

soll.  
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Das Projekt  

 

Das Projekt beschäftigt sich mit der Konzeption und Errichtung eines zentralen Personen-

standsregisters. Der erwartete Nutzen des Projektes liegt in einer Effizienzsteigerung bei den 

Personenstandsprozessen im Sinne der Verwaltungsreform (Minimierung der Mitteilungen zwi-

schen Behörden und dadurch Reduktion von Kosten und Aufwand). Dies soll erreicht werden 

durch Erhöhung der Qualität, Aktualität und Auffindbarkeit der personenbezogenen Informatio-

nen mittels Schaffung eindeutiger Personendaten, Verfahrensvereinfachung durch Optimie-

rung der Geschäftsprozesse, Ausnutzen von Synergien zur Schaffung einer zentralen Staats-

bürgerschaftsevidenz und Einführung von One-Stop-Verfahren. 

 

Für die BürgerInnen bedeutet die Umsetzung des Projektes den Wegfall des Urkundennach-

weises, den Zugang zu Dokumenten unabhängig von örtlichen Gegebenheiten und die Zeiter-

sparnis, die sich aus One-Stop-Verfahren ergibt. Das Projekt ermöglicht dementsprechend 

auch eine konsequente Umsetzung des E-Government Gedankens. 

 

Das Projekt soll unter möglichst breiter Einbindung der betroffenen Organisationen und Institu-

tionen durch ein Projektteam in strukturierter Form und in mehreren Phasen abgewickelt wer-

den. In der Konzeptionsphase wird auf Basis der unveränderbaren Vorgaben und Rahmenbe-

dingungen der künftige Ablauf bei der Nutzung des ZPR definiert. Aufgrund der Ergebnisse der 

Konzeptionsphase wird der Handlungsbedarf für die Umsetzung in rechtlicher, organisatori-

scher und technischer Hinsicht ermittelt und in einem Maßnahmenkatalog festgelegt. Anschlie-

ßend werden in der Implementierungsphase alle zuvor definierten Soll-Vorstellungen und Maß-

nahmen umgesetzt. Die abschließenden Phasen des Testbetriebes und der Schulungen sollen 

den zielkonformen und reibungslosen Einsatz des ZPR sicherstellen.  

 

Als Ergebnis des Projekts wird der bundesweite Einsatz des ZPR erwartet, wobei als Einsatz-

zeitpunkt der 01.04.2013 angestrebt wird.  
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2 Projektübersicht 

2.1 Projektkerndaten 

 
 

Projekttitel: 
ZPR – Zentrales Personenstandsregister 

 

Projektart:  
Konzeptions- und Umsetzungsprojekt  

Startereignis:  

 Startsitzung eines Projektteams, in dem 
alle maßgeblichen Organisationen und 
Institutionen vertreten sind.  

 

Starttermin:  
September 2011 

Auftragserteilung:  
Auftrag …….offen 

 

Termin der Auftragserteilung:  
offen 

Erwartete Ergebnisse der Phasen  

Konzeption und Handlungsbedarf:  

 Projekthandbuch 

 Abgestimmte und freigegebene Ergeb-
nisse der Konzeption 

 Abgestimmter und freigegebener Maß-
nahmenkatalog für die Umsetzung 

 Klärung der Kosten und Kostentragung  

Termine:  
 

 derzeit offen; sie werden beim Projektstart 
im Projekthandbuch im Kontext zur  
Zeitplanung (eventuell auch als Meilenstei-
ne) festgelegt 

Erwartete Endergebnisse:  

 Zentrales Personenstandsregister  

 Hilfsmittel für den Einsatz 

 Geschulte User 

Termin für die Fertigstellung 
 01.04.2013 

Endereignis: 

 Bundesweiter Einsatz des ZPR 

 Projektabschluss 
 

Endtermin:  
 01.04.2013 
 30.04.2013 
 

 

2.2 Ziele, Nichtziele und Kosten des Projekts 

 

Im Rahmen der beiden aktuellen Workshops wurde unter Heranziehung bereits vorhandener 
Zielvorstellungen die folgende Liste der Ziele und Nicht-Ziele erstellt, die auch als Grundlage 
für den Projektauftrag dienen soll:  
 

Projektziele: 

Allgemein 

 Laufzettel von der Geburt bis zum Tod – Personenstandsdokument der Zukunft 

 Kein zweistufiges Umsetzungskonzept sondern eine Lösung als administratives Regis-
ter (Abwicklung der Fälle mit dem Register) 

 Optimierung des Mitteilungswesens (insbesondere beim Sterbebuch) – eventuell auch 
bis hin zu einem „Todesregister“ (lediglich als Merkmal im ZPR) mit allen verstorbenen 
Personen zur breiten Abfrage durch Organisationen – Liberalisierung der Einsichtser-
mächtigung 
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 Klärung des Fortbestandes/Weiterentwicklung/Überführung des Standarddokumenten-
registers 

 Urkundengestaltung wäre neu zu überdenken insbesondere auch im Hinblick auf elekt-
ronische Möglichkeiten 

  

Kernpunkte  

 Personenkern als Grundlage (abgesicherte Stammdaten zu einer Person, insbesondere 
auch div. Schreibweisen, bPK, usw.) 

 Eindeutige Identifikation muss mit Personenkern möglich sein. Unterschiedliche Be-
dürfnisse von Namensschreibweisen müssen daher berücksichtigt sein und über eine 
bPK eindeutig zuordenbar sein. 

 Im Anlass personenbezogene Eintragungen in die „Bücher“ (z.B. bei der Ehe zwei Ein-
tragungen, bei der Geburt max. drei Eintragungen, etc) 

 Vorschlag für die Finanzierung 
  

Rechtlich 

 Einschaumöglichkeit für das Register- entsprechend §17a eGov Gesetz 

 Regelung der örtlichen Zuständigkeit 

 Anpassung des rechtlichen Rahmens umfassend betrachtet – im Fokus „Verfahrensbe-
reich zur Person“ – allenfalls Einbindung der Justiz (direkte Wirksamkeit der zivilrechtli-
chen Erklärungen)  

  

Organisatorisch 

 Minimierung von Verständigungen durch automatisierte, registerinterne Eintragungen 

 Einbindung von anderen Stellen in die Datenvorerfassung/Eintragung (z.B. Krankenan-
stalten bei Geburt und Sterbefälle, Rechtskraftvermerk bei Scheidungen von Gerichten) 
– Evaluierung von bestehenden Meldeprozessen insbesondere Statistik Austria 

 Matrikenaustausch mit Ausland neu organisieren (Fall Information an andere Länder 
automatisch, Erfassung ausländischer Fälle ist neu zu überdenken), Auswirkungen auf 
den Personenkern ist zu klären 

 Berücksichtigung von Rollen allfälliger Partner im Datenverbund: Justiz, Bezirksverwal-
tungsbehörde, Ämter der Landesregierung,  österr. Berufsvertretungsbehörden 
  

Technisch 

 Automatische Abwicklung von Verständigungen von anderen Behörden (z.B. HV, Ge-
richt – Verlassenschaft, Militärbehörden, Statistik Austria, Sicherheitsbehörden, etc.) 

 Lösung muss für Personenstandsbehörden anwenderfreundlich gestaltet sein und sich 
an den geschäftsprozessoptimierten Vorgaben orientieren 

 Die Umsetzung muss die Routinetätigkeiten automatisch abwickeln können, Lösung 
muss für große genauso wie für kleine Mengen (Meldungen, usw.) geeignet sein.  

 Elektronischer Verkehr der Bürger/Bürgerinnen mit Personenstandsbehörden 

 Einbindung der Staatsbürgerschaftsevidenz  

 Automatische Kommunikation mit anderen Registeranwendungen (z.B. Eintragung zur 
Person im Sachwalterschaftsregister vorhanden?), Beispiel: EKIS-Web 

 Eintragung von Vertretungsbefugnissen (Obsorge, etc. - keine privaten Vertretungsbe-
fugnisse) 

 Modular designte, bundeseinheitliche Applikation mit Workflowunterstützung inkl. 
Schnittstelle zu lokalen Anwendungen 
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 Analyse bestehender Daten und Strukturen (Migration von vorhandenen Daten, Einbin-
dung vorhandener Datenbestände, usw.) 

 

Nicht-Projektziele: 

 Änderung des eGovernment-Gesetzes, Abschaffung der bPK 

 Eingehen auf spezifische IT-Landschaften in den Ländern (Individuallösungen) -  mit 
Ausnahme der globalen Schnittstelle 

 Abschaffung der lokalen Anwendungen 

 Veränderung der sachlichen Behördenzuständigkeiten  
 

Projektkosten: 
 

Budgetwirksame Kosten 

 Leistungen für ZPR 

 Leistungen für Projektbegleitung 

 Leistungen für Schulungen 

 Migration von Daten 

 Anpassen bestehender Applikationen 
 

Nicht budgetwirksame Kosten 

 Beitrag des BMI (Legistik, etc.) 

 Beitrag der Länder, Städte, Gemeinden, Städtebund, Gemeindebund,  
Schnittstellenpartner und sonstige beteiligte Organisationen und Institutionen  

 Beitrag von Experten 

 Aufwand für Clearing (nicht Datenerfassung) 
 

Anmerkung zu den Kosten: 

 
Eine seriöse Schätzung der gesamten Kosten des Projektes ist zum derzeitigen Zeitpunkt nicht 
möglich, da wesentliche Faktoren für die Kostenschätzung erst nach Abschluss der Konzepti-
onsarbeiten und nach Feststehen der erforderlichen Maßnahmen für die technische Umset-
zung vorliegen werden. Aus Gründen der geforderten Kosten- und Budgetwahrheit ist daher 
eine an den Projektfortschritt gekoppelte Kostenplanung und Finanzierung sinnvoll. In diesem 
Sinne ist vorerst die Finanzierung der ersten zwei Projektphasen (Konzeption und Handlungs-
bedarf) notwendig.  
 

Als Kosten für die Phasen Konzeption und Handlungsbedarf werden kalkuliert:  
 

 Leistungen für Projektbegleitung (budgetwirksam)  

 Beitrag des BMI (Personalaufwand als Eigenleistung im Projekt, nicht budgetwirksam)  

 Beitrag der Länder, Städte, Gemeinden, Städtebund, Gemeindebund,  

Schnittstellenpartner und sonstige beteiligte Organisationen und Institutionen 

(Personalaufwand als Eigenleistung im Projekt, nicht budgetwirksam)  

 Beitrag von Experten (geplant sind nicht budgetwirksame Leistungen von Experten) 

 
Maßnahme: 
Die Kosten für eine bedarfsgerechte Projektbegleitung der ersten beiden Phasen des Projekts 
werden vom BM.I ermittelt und budgetär bedeckt.   
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3 Projektstruktur 

3.1 Prozess 

 

3.2 Projektphasen  

 

Projektphasen  Aufgaben/Arbeiten/Ergebnisse 
 Konzeption   Geschäftsprozesse, Gestaltung der rechtlichen, 

organisatorische und technische Anforderungen 

 Handlungsbedarf  Ableitung der Umsetzungsmaßnahmen  

 Implementierung  Umsetzung der Maßnahmen 

 Testbetrieb  Planung und Durchführung von Tests  

 Schulung  Planung und Durchführung von Schulungen 

 Einsatz und Abschluss  Aufnahme des Echtbetriebs, Projektabschluss 

 

3.3 Phasenplan und grober Zeitplan 

 

 

Anmerkung:  Die hinterlegten Balken stellen im Kontext zur Zeitleiste den möglichen Beginn 
und die Dauer der Arbeiten (inkl. der erforderlichen Vorarbeiten) dar. Das Balkenende kenn-
zeichnet den geplanten Endtermin der Arbeiten bzw. den erwarteten Zeitpunkt erforderlicher 
Entscheidungen. Der Arbeits- und Zeitplan kann aus heutiger Sicht nur grob erstellt werden. Er 
wird im Projekthandbuch dokumentiert und dem Projektfortschritt entsprechend aktualisiert und 
konkretisiert.  
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3.4 Phasenbeschreibung  
 

Die Beschreibung der Projektphasen und der einzelnen zugehörigen Arbeitspakete erfolgt ent-
sprechend der Festlegung und Abstimmung im Projektteam. Die konkrete Dokumentation hat 
im Projekthandbuch zu erfolgen. Die einzelnen Projektphasen wurden wie folgt definiert:  

 
Phase Konzeption  
 
In dieser Phase werden die Grundlagen für das Projekt erarbeitet. Dazu wird unter 
Berücksichtigung der Vorgaben und des Ist-Standes der Soll-Zustand konkret konzipiert.  
Mit der Konzeptionsarbeit wird sofort mit Projektstart begonnen und einzelne 
Teilplanungen werden, soweit möglich, parallel durchgeführt.  
 

Phase Handlungsbedarf 
 
Diese Projektphase beschäftigt sich mit dem Handlungsbedarf, der sich aus der 
Konzeption ergibt. Dabei werden die Anforderungen und Maßnahmen für die Umsetzung 
getrennt nach rechtlichen, organisatorischen und technischen Kriterien dargestellt. 
Auch werden in dieser Projektphase die für den Testbetrieb und die Schulungen 
notwendigen Maßnahmen festgelegt.  
Erwartetes Ergebnis dieser Phase ist ein Maßnahmenkatalog und eine Beschreibung 
der Anforderungen an das ZPR und der Schnittstellen zu anderen Systemen. Die 
Ergebnisse sind zusammen mit einem Umsetzungsvorschlag mit dem Auftraggeber 
abzustimmen. Auf dieser Basis sind dann die Implementierungs- bzw. 
Realisierungsarbeiten zu leisten.  
 

Phase Implementierung 
 
Auf Grundlage der Ergebnisse der Phasen 2000 „Konzeption“ und 3000 
„Handlungsbedarf“ werden in dieser Phase Arbeitspakete, deren erwartete Ergebnisse 
sowie die zugehörigen Termine spezifiziert. Dabei werden auch die Paket 
Verantwortlichen und Mitarbeiterteam namhaft gemacht, die dann die Arbeiten für eine 
spezifikationstreue Umsetzung leisten. Die Arbeitsergebnisse werden im Rahmen von 
Projektsitzungen präsentiert und abgestimmt.  
In der Implementierungsphase wird jedenfalls zu leisten:  

 Die Umsetzung der rechtlichen Anforderungen und der Datenschutzmaßnahmen. 

 Die Umsetzung der organisatorischen Maßnahmen (Verfahrensabläufe, Vollzug, etc.). 

 Die Umsetzung der technischen Maßnahmen (Entwicklung ZPR, Schnittstellen etc.). 

 Die konkrete Fixierung der Kosten und der Kostentragung. 
Bestandteil dieser Projektphase ist auch die Abnahme und Freigabe der Ergebnisse für 
den Test- und Echtbetrieb. 
 

Phase Testbetrieb 
 
In dieser Phase wird der Testbetrieb des Gesamtsystems geplant, organisiert und 
durchgeführt. Abgeschlossen wird die Projektphase durch die Abnahme der technischen 
und organisatorischen Komponenten des Gesamtsystems. 
 

Phase Schulung 
 
In dieser Phase werden die Schulungen zum Betrieb des Gesamtsystems inklusive der 
organisatorischen Abläufe geplant, organisiert und abgewickelt. Inhalt dieser Phase ist 
auch die Entwicklung geeigneter Hilfsmittel für die Schulung und den Echtbetrieb 
(Handbücher, Anleitungen, Info-Folder etc.).  
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Phase Einsatz und Abschluss 
 
In dieser Projektphase erfolgen die Einsatzplanung, die Endabnahme durch den 
Auftraggeber und der koordinierte Einsatz aller Komponenten des Gesamtsystems. 
 

3.5 Projektstrukturplan und Meilensteine 

 
Der Projektstrukturplan (PSP) mit entsprechenden Arbeitspaketen und die daraus ableitbaren 
Meilensteine des Projekts werden beim Projektstart im Projektteam erstellt und im Projekt-
handbuch dokumentiert.  
 

3.6 Projektumwelten  

 

Als Projektumwelt wurden folgende Behörden, Organisationen bzw. Interessensgruppen identi-
fiziert: 
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4 Projektorganisation 
 

4.1 Vorschlag zur Projektorganisation 

 

Auftraggeber 
Frau Bundesministerin für Inneres  

Auftraggebervertreter im Projekt 
Mag. Walter Grosinger (BM.I, Gruppe IIIA) 

Projektleitung:  
Wird mit dem Projektauftrag namhaft gemacht 

Unterstützung der Projektleitung 
Externe Projektbegleitung 

Projektteam  

Organisationen im Projekt: 
BMI Sektion III 
BMI Sektion IV 
Fachverband der Standesbeamten 
Länder 
Städtebund 
Gemeindebund 

 

Anmerkung: die VertreterInnen der einzelnen 
Organisationen werden mit dem Projektauftrag 
bzw. im Projekthandbuch namhaft gemacht. 

Projektteam 

Mitglieder des Projektteams:  
 
offen 
 
 
 
 
 

Anmerkung: die Mitglieder des Projektteams  
werden mit dem Projektauftrag bzw. im Projekt-
handbuch namhaft gemacht. 
 

Experten: 
Bundeskanzleramt 
Statistik Austria 
BMJ 
Weitere Experten bei Bedarf von der PL zu be-
nennen 

 
Expertenrolle 

Rollen: 
Die Funktionen im Projekt werden über Rollen 
ausgeübt, die vor allem auf die Gesamtverant-
wortung für das Projektergebnis abzielen.  

Rollendefinition 
Die einzelnen Rollen im Projekt sind abgestimmt 
und bei Projektstart im Projektteam noch zu verein-
baren.  
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4.2 Projektkommunikationsstruktur 

 
Als wesentliche Elemente der Projektkommunikation gelten:  

 
 Teambesprechungen und Arbeiten im Projektteam 
 Projektdokumentation 
 Kommunikation im Projekt 
 Öffentlichkeitsarbeit 
 
Eine detaillierte Kommunikationsstruktur inklusive der Kommunikationsmedien wird im Rahmen 
des Projektstarts bzw. bei der Erstellung des Projekthandbuches erstellt.  
 

5 Nächste Schritte 
 

Um rasch mit den Projektarbeiten beginnen zu können, sind folgende weitere Schritte geplant:  
 Herbeiführung eines Projektauftrages   
 Projektstart mit Installation des Projektteams und Erstellung des Projekthandbuches 
 

6 Anhang 

 
Dieser Teil des Vorgehensmodells enthält: 

 Teilnehmerliste der Workshops vom 25.05.2011 und 15.06.2011 
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Teilnehmer des Workshops vom 25.05.2011 
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Teilnehmer des Workshops vom 15.06.2011 

 

 
 

 


